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Zur Durchsetzung des vorsorgenden Bodenschutzes gemäß § 10 Abs. 
1, § 4 Abs. 1, 2 und § 7 Bundes-Bodenschutzgesetz (Bundes-Boden-
schutzgesetz vom 17. März 1998 (BGBl. I S. 502), das zuletzt durch 
Artikel 7 des Gesetzes vom 25. Februar 2021 (BGBl. I S. 306) geändert 
worden ist) sowie im Rahmen der Aufgaben der Gewässeraufsicht 
nach § 100 Abs. 1 des Gesetzes zur Ordnung des Wasserhaushalts 
(Wasserhaushaltsgesetz vom 31. Juli 2009 (BGBl. I S. 2585), das zu-
letzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 9. Januar 2026 (BGBl. 2026 I 
Nr. 4) geändert worden ist) erlässt die Landeshauptstadt Dresden 
als zuständige untere Wasser- und Bodenschutzbehörde gemäß § 35 
Satz 2 Verwaltungsverfahrensgesetz (Verwaltungsverfahrensgesetz 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. Januar 2003 (BGBl. I S. 
102), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 15. Juli 2024 (BGBl. 
2024 I Nr. 236 Nr. 236) geändert worden ist) folgende Anordnung als 
Allgemeinverfügung

Beschränkung der Wasserentnahmen aus den oberirdischen Ge-
wässern und aus dem Grundwasser
Geltungsbereich: Die Allgemeinverfügung gilt im Gebiet der Lan-
deshauptstadt Dresden für die in der Anlage gekennzeichneten 
Oberflächengewässer Ziegeleiteich und Ziegeleiteichgraben sowie 
das Grundwasser in dem in der Anlage gekennzeichneten und an die 
Oberflächengewässer angrenzenden Bereich.
1. Die erlaubnisfreie Benutzung der in der Anlage gekennzeichneten 
Oberflächengewässer zu Bewässerungszwecken wird untersagt. Jed-
wede Wasserentnahme aus diesen Gewässern, insbesondere durch 
Pumpen, Schöpfen und Ableiten von Oberflächenwasser zum Zweck 
des Aufbringens auf den Boden ist ohne gültige wasserrechtliche Er-
laubnis verboten. 
2. Die erlaubnisfreie Benutzung des Grundwassers wird in dem in der 
Anlage gekennzeichneten Bereich untersagt. Das Entnehmen, Zu-
tagefördern, Zutageleiten und Aufbringen von Grundwasser auf den 
Boden ist unabhängig von Menge und Nutzungsart ohne eine gültige 
wasserrechtliche Erlaubnis verboten.
Dies gilt nicht für entnommenes bzw. zutage gefördertes Grundwas-
ser, das nach einer Wasseraufbereitung als Trinkwasser genutzt wird 
und für das die Nutzung als Trinkwasser von der Landeshauptstadt 
Dresden, Amt für Gesundheit und Prävention, nicht untersagt wurde. 
In dem Fall ist die Nutzung des Grundwassers gegenüber der unteren 
Wasserbehörde schriftlich oder per E-Mail (E-Mail-Adresse: umwelt.
recht1@dresden.de) anzuzeigen.
3. Diese Allgemeinverfügung gilt bis 31. Dezember 2035.
4. Diese Allgemeinverfügung tritt am Tag nach ihrer Bekanntgabe im 
Dresdner Amtsblatt in Kraft.
5. Die sofortige Vollziehung der Ziffern 1. und 2 wird angeordnet.

Begründung
Zuständigkeit
I. 
Die sachliche und örtliche Zuständigkeit der Landeshauptstadt 
Dresden als Wasser- und Bodenschutzbehörde folgt aus § 20 Abs. 
1 des Sächsischen Kreislaufwirtschafts- und Bodenschutzgesetzes 
(Sächsisches Kreislaufwirtschafts- und Bodenschutzgesetz vom 22. 
Februar 2019 (SächsGVBl. S. 187)), § 109 Abs. 1 Nr. 3 und § 110 Abs. 1 
des Sächsischen Wassergesetzes (Sächsisches Wassergesetz vom 12. 
Juli 2013 (SächsGVBl. S. 503), das zuletzt durch Artikel 17 des Gesetzes 
vom 27. Juni 2025 (SächsGVBl. S. 285) geändert worden ist) und § 3 
Abs. 1 Nr. 1 VwVfG. 

Sachverhalt
II.
Im Ergebnis von Untersuchungen, welche die Landeshauptstadt Dres-
den und das Sächsische Landesamt für Umwelt, Landwirtschaft und 
Geologie (LfULG) in Gewässern in den Stadtteilen Dresden Klotzsche 
und Dresden Weixdorf durchgeführt haben, wurden auffällige Gehalte 
an Per- und Polyfluorierten Alkylverbindungen (PFAS) festgestellt.
Besonders hohe, die Gesundheit des Menschen gefährdende PFAS-
Vorkommen wurden in den in der Anlage rot gekennzeichneten 
Oberflächengewässern Ziegeleiteich und Ziegeleiteichgraben sowie 
in untersuchten Grundwasserbrunnen (kurz: Brunnen) östlich dieser 
Oberflächengewässer festgestellt. 
Die Ergebnisse der PFAS-Untersuchungen von Brunnen im Bereich 
östlich des Ziegeleiteiches und Ziegeleiteichgrabens zeigen, dass im 
näheren Umfeld eine Beeinflussung des Grundwassers durch die in den 
Oberflächengewässern festgestellten PFAS erfolgt. Nach bisherigem 
Kenntnisstand findet eine Beeinflussung des Grundwassers durch PFAS 
im Oberflächengewässer im Umkreis von bis zu 100 Metern statt. Der 
betreffende Bereich ist in der Anlage rot gekennzeichnet.

Rechtliche Grundlagen
III. 
Zu Ziffer 1.
Rechtsgrundlage der Anordnung unter Ziffer 1. ist § 100 Abs. 1 WHG. 
Demnach ordnet die zuständige Behörde nach pflichtgemäßem 
Ermessen die Maßnahmen an, die im Einzelfall notwendig sind, um 
Beeinträchtigungen des Wasserhaushalts zu vermeiden oder zu be-
seitigen oder die Erfüllung von Verpflichtungen nach § 100 Abs. 1 S. 
1 WHG sicherzustellen. Nach § 100 Abs. 1 S. 1 WHG ist es die Aufgabe 
der Gewässeraufsicht, die Gewässer sowie die Erfüllung der öffent-
lich-rechtlichen Verpflichtungen zu überwachen, die nach dem WHG 
oder dem SächsWG bestehen. Als einschlägige öffentlich-rechtliche 
Vorschriften werden hierzu der § 26 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 2 WHG sowie 
§ 25 WHG und § 16 Abs. 1 und 4 SächsWG herangezogen. 

Allgemeinverfügung zur Beschränkung der Wasserentnahme aus 
oberirdischen Gewässern und aus dem Grundwasser
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Im vorliegenden Einzelfall der PFAS-Belastungen in den genannten 
oberirdischen Gewässern wird die untere Wasserbehörde nach § 100 
Abs. 1 WHG im Rahmen der Gewässeraufsicht tätig, um Beeinträch-
tigungen des Wasserhaushalts, konkret die Verschleppung der PFAS 
insbesondere über das Gießen in den Boden und in der Folge in das 
Grundwasser, künftig zu vermeiden. 
In Anbetracht der vorliegenden PFAS-Belastung (Überschreitung 
des orientierend herangezogenen PFAS-20-Grenzwertes nach Trink-
wasserverordnung in den untersuchten Oberflächenwasserproben 
um das bis zu 77fache) ist der Gemeingebrauch gemäß § 16 Abs. 
1 S. 1 SächsWG für die Nutzung Schöpfen/Entnehmen von Wasser 
wasserwirtschaftlich bedenklich, und kann beim Gießen zur Beein-
trächtigung von Pflanzen und in der Folge zur Beeinträchtigung des 
Grundwassers und der Gesundheit vom Menschen und Tieren führen. 
Daher wird der Gemeingebrauch für diese Nutzungen nach § 100 Abs. 
1 WHG i. V. m. § 16 Abs. 4 S. 1 SächsWG untersagt. Gemäß § 16 Abs. 4 S. 
1 SächsWG kann die zuständige Wasserbehörde den Gemeingebrauch 
oberirdischer Gewässer zum Wohl der Allgemeinheit einschränken 
oder untersagen, u. a. zur Abwehr von Gefahren für die öffentliche 
Sicherheit und Ordnung und zum Schutz der Natur. Dies erfolgt im hier 
vorliegenden Einzelfall nach pflichtgemäßem Ermessen für besagte 
Nutzungen. Die vollständige Untersagung ist zur Abwehr der Gefahr 
erforderlich, geeignet und auch angemessen. Eine Einschränkung 
der Wasserentnahme wäre nicht ausreichend, da in dem Fall die PFAS 
weiterverbreitet werden würden.
Über den Gemeingebrauch hinaus wird auch die erlaubnisfreie Was-
serentnahme/-ableitung im Rahmen des Eigentümer- und Anlieger-
gebrauchs (§ 26 Abs. 1 und 2 WHG) untersagt. Der Eigentümer- und 
Anliegergebrauch darf demnach nur dann erlaubnisfrei erfolgen, wenn 
andere dadurch nicht beeinträchtigt werden und keine nachteiligen 
Veränderungen der Wasserbeschaffenheit zu erwarten sind. Konkret 
werden z. B. durch Gießen und Versickern des PFAS-haltigen Oberflä-
chenwassers nachteilige Veränderungen der Grundwasserbeschaffen-
heit erwartet. Auch können Beeinträchtigungen anderer durch das 
Verschleppen der PFAS nicht ausgeschlossen werden. Daher ist es in 
Ausübung des pflichtgemäßen Ermessens erforderlich, geeignet und 
angemessen, den erlaubnisfreien Eigentümer- und Anliegergebrauch 
auf Zeit grundsätzlich zu untersagen. 
Im Einzelfall kann auf Antrag – bei nachgewiesener Unbedenklichkeit – 
der Gemeingebrauch durch die Wasserbehörde der Landeshauptstadt 
Dresden zugelassen werden.
Zu Ziffer 2.  
Gemäß § 8 Abs. 1 WHG bedarf die Benutzung eines Gewässers der Er-
laubnis oder der Bewilligung, soweit nicht etwas anderes bestimmt ist.
Als Benutzung im Sinne des § 8 Abs. 1 WHG gilt unter anderem gemäß 
§ 9 Abs. 1 Nr. 5 WHG das Entnehmen von Grundwasser.
Keiner Erlaubnis oder Bewilligung bedarf das Entnehmen, Zutage-
fördern, Zutageleiten oder Ableiten von Grundwasser gemäß § 46 
Abs. 1 Nr. 1 WHG unter anderem für den Haushalt, für das Tränken von 
Vieh außerhalb des Hofbetriebes oder in geringen Mengen zu einem 
vorübergehenden Zweck, soweit keine signifikanten nachteiligen 
Auswirkungen auf den Wasserhaushalt zu besorgen sind.
Die Errichtung von privaten Haus- und Gartenbrunnen, z. B. zum Zwecke 
der Gartenbewässerung, ist damit grundsätzlich erlaubnisfrei, nicht 
jedoch von der Anzeigepflicht bei der unteren Wasserbehörde befreit.
Gemäß § 49 WHG in Verbindung mit § 41 SächsWG sind Erdaufschluss-
arbeiten, die so tief in den Boden eindringen, dass sie sich unmittelbar 
oder mittelbar auf die Bewegung, die Höhe oder die Beschaffenheit 
des Grundwassers auswirken können, bei der zuständigen Behörde 
anzuzeigen. Dabei handelt es sich insbesondere auch um Haus- und 
Gartenbrunnen.
Die durchgeführten Brunnenwasseruntersuchungen weisen nach, dass 
das mit den Brunnen erschlossene Grundwasservorkommen im nahen 

Umfeld des Ziegeleiteiches und Ziegeleiteichgrabens, nach bisherigem 
Kenntnisstand bis zu 100 m Entfernung zu den Oberflächengewässern, 
PFAS-Werte aufweist, welche den orientierend herangezogenen PFAS-
20-Grenzwert nach Trinkwasserverordnung um das bis zu 40fache 
überschreiten. Daher wird die untere Wasserbehörde nach § 100 Abs. 1 
WHG im Rahmen der Gewässeraufsicht tätig, um Beeinträchtigungen 
des Wasserhaushalts, konkret die Verschleppung der PFAS insbesondere 
über das Gießen in den Boden und in der Folge in weitere, nicht bereits 
beeinträchtigte Grundwasservorkommen zu vermeiden. Die Unter-
sagung der erlaubnisfreien Grundwasserentnahme zur Bewässerung 
in dem betreffenden Bereich ist daher verhältnismäßig. 
Im Einzelfall kann auf Antrag – bei nachgewiesener Unbedenklich-
keit – die Grundwassernutzung im betreffenden Bereich durch die 
Wasserbehörde der Landeshauptstadt Dresden zugelassen werden.
Zu Ziffer 1. und 2. 
Gemäß § 4 Abs. 1 und 2 BBodSchG hat sich jeder, der auf den Boden 
einwirkt, so zu verhalten, dass keine schädlichen Bodenveränderungen 
hervorgerufen werden. Der Grundstückseigentümer und der Inhaber 
der tatsächlichen Gewalt über ein Grundstück sind verpflichtet, Maß-
nahmen zur Abwehr der von ihrem Grundstück drohenden schädlichen 
Bodenveränderungen zu ergreifen.
Gemäß § 7 BBodSchG besteht eine Vorsorgepflicht. Demnach sind der 
Grundstückseigentümer, der Inhaber der tatsächlichen Gewalt über 
ein Grundstück und derjenige, der Verrichtungen auf einem Grund-
stück durchführt oder durchführen lässt, die zu Veränderungen der 
Bodenbeschaffenheit führen können verpflichtet, Vorsorge gegen 
das Entstehen schädlicher Bodenveränderungen zu treffen, die durch 
ihre Nutzung auf dem Grundstück oder in dessen Einwirkungsbereich 
hervorgerufen werden können.
Vorsorgemaßnahmen sind geboten, wenn die Besorgnis einer schäd-
lichen Bodenveränderung besteht. Zur Erfüllung der Vorsorgepflicht 
sind Bodeneinwirkungen zu vermeiden oder zu verhindern, soweit 
dies auch im Hinblick auf den Zweck der Nutzung des Grundstücks 
verhältnismäßig ist.
Gemäß § 3 Abs. 1 Nr. 2 Bundes-Bodenschutz- und Altlastenverordnung 
(Bundes-Bodenschutz- und Altlastenverordnung vom 9. Juli 2021 (BGBl. 
I S. 2598, 2716)) ist das Entstehen schädlicher Bodenveränderungen 
zu besorgen, wenn eine erhebliche Anreicherung von Schadstoffen 
erfolgt, die aufgrund ihrer krebserzeugenden, erbgutverändernden, 
fortpflanzungsgefährdenden oder toxischen Eigenschaften in be-
sonderem Maße geeignet sind, schädliche Bodenveränderungen 
herbeizuführen.
Einträge von Schadstoffen in diesem Sinne sind, soweit technisch 
möglich und unabhängig vom Zweck der Nutzung des Grundstückes 
wirtschaftlich vertretbar, zu begrenzen (vgl. § 4 Abs. 2 BBodSchV).
Den zuständigen Bodenschutzbehörden obliegt gemäß § 20 Abs. 1 
SächsKrWBodSchG darüber zu wachen, dass die Bestimmungen des 
BBodSchG eingehalten werden. Zur Erfüllung der sich aus diesem 
Gesetz ergebenden Pflichten kann die zuständige Behörde die not-
wendigen Anordnungen treffen.
Diese Allgemeinverfügung ist eine solche Maßnahme.
PFAS bauen sich in der Natur und in Organismen nicht oder nur äußerst 
langsam ab. Folglich verbleiben sie für einen sehr langen Zeitraum in 
der Umwelt. Insbesondere langkettige PFAS reichern sich sowohl im 
Boden als auch im menschlichen Körper an und verbleiben dort lange. 
Erhöhte PFAS-Konzentrationen können im menschlichen Körper lang-
fristig gesundheitliche Beeinträchtigungen verursachen.
Es ist somit zu erwarten, dass eine Bewässerung von Gärten mit 
PFAS-belastetem Grund- und Oberflächenwasser zu einer schädlichen 
Bodenveränderung im Sinne des § 3 Abs. 1 Nr. 2 BBodSchV führt und 
eine erhebliche Gefahr für Einzelne oder die Allgemeinheit darstellt.
Die Untersagung der Grund- und Oberflächenwasserentnahme und 
-nutzung ist als verhältnismäßig zu bewerten.
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Durch die Verhinderung des Eintrags von PFAS-belastetem Wasser in 
den Boden ist die Maßnahme geeignet, eine Verunreinigung des Bodens 
mit den im Grund- und Oberflächenwasser nachgewiesenen PFAS zu 
verhindern. Gleich wirksame, mildere Mittel stehen nicht zur Verfügung.
Die Errichtung von Anlagen zur Abreinigung gehobenen Grundwassers 
an jedem Haus- und Gartenbrunnen würde eine erhebliche wirtschaft-
liche Belastung von Privatpersonen darstellen. Auch regelmäßige 
Beprobungen und Kontrollen der Wasserqualität sind nicht im gleichen 
Maße wirksam, wie diese Untersagung.
Die Abwägung privater Interessen an einer weitergehenden Nutzung 
betroffener Grundwasservorkommen und Oberflächengewässer und 
dem öffentlichen Interesse zur Gefahrenabwehr und Sicherung der Rein-
haltung des Bodens ergibt ein deutlich höheres öffentliches Interesse.
Zu Ziffer 3.
Die Geltungsdauer dieser Allgemeinverfügung berücksichtigt, dass sich 
PFAS in den Umweltmedien nicht oder nur äußerst langsam abbauen 
und von einer langen Verweildauer der PFAS in den betroffenen Ober-
flächenwasser- und Grundwasserbereichen auszugehen ist.
Zu Ziffer 5. 
Die Anordnung der sofortigen Vollziehung beruht auf § 80 Abs. 2 Nr. 4 
VwGO. Sie liegt im öffentlichen Interesse.
Das Wohl der Allgemeinheit ist durch die Förderung, Entnahme und 
Nutzung von PFAS-belastetem Grund- oder Oberflächenwasser er-
heblich beeinträchtigt. Bedingt durch eine ungehinderte Nutzung 
des Grund- und Oberflächenwassers, insbesondere zum Zwecke des 
Gießens, besteht die Besorgnis des Eintritts eines praktisch irreversiblen 
Schadens (schädlicher Bodenveränderungen), da die PFAS sich nicht 
selbst abbauen und daher nicht oder nur mit unverhältnismäßig hohem 
Aufwand (z. B. mittels Bodenaustausch oder Grundwassersanierung) 
zu beseitigen wären. Die aufschiebende Wirkung eines Rechtsbehelfes 
würde somit zu einer massiven Verfestigung der konkret zu erwartenden 
Schäden für die menschliche Gesundheit und die zuvor bezeichneten 
Umweltschutzgüter führen. 
Daher sind aus Gründen des vorbeugenden Gesundheitsschutzes 
weitere unkontrollierte Nutzungen des Grund- und Oberflächenwas-
sers zu vermeiden.

Rechtsbehelfsbelehrung
IV. 
Gegen diese Allgemeinverfügung kann innerhalb eines Monats nach 
Bekanntgabe Widerspruch erhoben werden. Der Widerspruch ist bei 
der Landeshauptstadt Dresden zu erheben. Der Hauptsitz befindet 
sich am Rathausplatz 1, 01067 Dresden.

Hinweise
Diese Allgemeinverfügung richtet sich an alle, die die o. g. oberirdischen 
Gewässer oder das Grundwasser im Geltungsbereich der Allgemein-
verfügung erlaubnisfrei im Sinne des § 25 WHG i. V. m. § 16 Abs. 11 
des SächsWG bzw. des § 46 Abs. 1 WHG nutzen oder nutzen wollen.
Eine wasserrechtliche Erlaubnis kann nach § 9 Absatz 1 WHG durch 
jedermann bei der Landeshauptstadt Dresden, untere Wasserbehörde, 
beantragt werden. Über eingehende Anträge wird im Einzelfall hinsicht-
lich einer Erlaubnis oder deren Ablehnung kostenpflichtig entschieden.

Ein Widerspruch gegen die Allgemeinverfügung entfaltet gemäß § 80 
Abs. 2 Nr. 4 VwGO keine aufschiebende Wirkung.
Die Untersagung kann jederzeit ganz oder teilweise widerrufen werden. 
Eine Änderung des Geltungsbereichs dieser Anordnung, der in der Anlage 
gekennzeichnet wurde, ist bei neuen Erkenntnissen jederzeit möglich.

Dresden, 25. Februar 2026

René Herold
Amtsleiter Umweltamt 

Anlage
Geltungsbereich Oberflächengewässer und Grundwasser
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